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Drucksache V/3201 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. August 1968 

II/ 1 — 68070 — 5847/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Verkehrspolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25, März 1957 zur Gründung- der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


— eine Entscheidung des Rats zur Änderung einiger Be- 
stimmungen der Entscheidung Nr. 65/270/EWG des Rats 
vom 13. Mai 1065 zur Anwendung von Artikel 4 der 
Entscheidung Nr. 64/389/EWG des Rats vom 22. Juni 
1964 zur Durchführung einer Enquete über die Wege- 
kosten des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsver- 
kehrs, 

— eine Entscheidung des Rats über die Anpassung der 
bilateralen Kontingente und der Zahl der Transitgeneh- 
migungen für Beförderungen im Güterkraftverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaatcn. 


Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 24. Juli 1968 
dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Familie und Jugend 

Dr. Heck 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/3201 


Vorschlag einer Entscheidung des Rats 
zur Änderung einiger Bestimmungen der Entscheidung Nr. 65/ 
270/EWG des Rats vom 13. Mai 1965 zur Anwendung von Arti- 
kel 4 der Entscheidung Nr. 64/389/EWG des Rats vom 22. Juni 
1964 zur Durchführung einer Enquete über die Wegekosten 
des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt duf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

gestützt auf die Entscheidung Nr. 65/270/EWG des 
Rats vom 13. Mai 1965 zur Anwendung von Artikel 4 
der Entscheidung Nr. 64/389/EWG des Rats vom 
22. Juni 1964 zur Durchführung einer Enquete über 
die Wegekosten des Eisenbahn-, Straßen- und Bin- 
nenschiffsverkehrs ^), insbesondere auf Artikel 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Entscheidung Nr. 65/270/EWG sieht vor, daß 
die Mitgliedstaaten Untersuchungen über Einzelfälle 
durchführen, um die Probleme aufzuzeigen, die bei 
der Anwendung bestimmter Lösungen auf dem Ge- 
biet der Zurechnung der Kosten der Verkehrswege 
und der Abgeltung ihrer Benutzung auftreten. Es ist 
jedoch ausdrücklich vorgesehen, daß die einschlägi- 
gen Bestimmungen geändert werden können, um die 
Ergebnisse der in Artikel 3 dieser Entscheidung ge- 
nannten Musteruntersuchung zu berücksichtigen. 
Diese Untersuchung hat hinreichend bedeutsame Er- 
gebnisse geliefert, daß man ohne Bedenken darauf 
verzichten kann, alle ursprünglich vorgesehenen 
Untersuchungen über Einzelfälle durchzuführen. 

Auf Grund der Musteruntersuchung war es nicht 
möglich, die Probleme der Abgeltung der Benutzung 
der Straßennetze in den Stadtgebieten zu klären, die 
für eine Gesamtlösung des Verkehrsproblems in 
Stadtgebieten von Bedeutung ist. Es ist somit erfor- 
derlich, die Durchführung der zu diesem Zweck vor- 
gesehenen Untersuchungen beizubehalten, wobei es 
jedoch angezeigt ist, die Ziele neu zu formulieren 
und die Kriterien für die Wahl der Untersuchungs- 
fälle neu festzulegen. Diese Untersuchungen müssen 
dazu dienen, sowohl die theoretischen Aspekte des 
Problems der Abgeltung der Benutzung der Ver- 
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kehrswege in Stadtgebieten zu erhellen als auch die 
Instrumente aufzuzeigen, mit deren Hilfe sie tatsäch- 
lich angewendet werden könnte — 


HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 4 der Entscheidung Nr. 65/270/EWG wird 
aufgehoben und durch folgende Bestimmungen er- 
setzt: 

„1. Die Mitgliedstaaten, ausgenommen Lu- 
xemburg, führen jeweils eine Untersuchung 
durch, um die theoretischen und praktischen Pro- 
bleme aufzuzeigen, welche die Abgeltung der 
Benutzung des Straßennetzes in Stadtgebieten 
aufwirft. 

Nutzbarmachung der Infrastrukturen anwend- 
baren finanziellen Regelung zu ermöglichen, die 
Voraussetzungen für die Anrechnung der Kosten 
dieser Infrastrukturen zu präzisieren und die 
geeignetsten Möglichkeiten zur Inkraftsetzung 
dieser Regelung zu entwickeln. 

2. Um eine möglidist große Vielfalt von Fäl- 
len zu erfassen, berücksichtigen die Mitglied- 
staaten die nachstehenden Kriterien bei der Aus- 
wahl der nach Absatz 1 zu untersuchenden Fälle 
und bei der Aufteilung der Untersuchungen 
unter sich im gegenseitigen Einvernehmen: 

— Bevölkerungszahl des Stadtgebietes; 

-- Ausdehnung des Stadtgebietes; 

— Art der sozialen und wirtschaftlichen Funk- 
tionen des Stadtgebietes; 

— Bestehen von Eisenbahnnetzen für den Stadt- 
und Vorstadtverkehr mit großer Beförde- 
rungskapazität. 

3. Um Überschneidungen zu vermeiden, set- 
zen die Mitgliedstaaten sich miteinander ins Be- 
nehmen, um die Untersuchung der theoretischen 
und praktischen allgemeinen Aspekte des Pro- 
blems der Abgeltung der Benutzung der Ver- 
kehrswege unter sich aufzuteilen. 

4. Den Mitgliedstaaten kann ein finanzieller 
Zuschuß der Gemeinschaft gewährt werden, des- 
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sen Höhe sich danach richtet, welche Bedeutung 
die von ihnen durchgeführten Untersuchungen 
für die Entwicklung der gemeinsamen Verkehrs- 
politik unter dem Gesichtspunkt der Abgeltung 
der Benutzung des Straßennetzes in Stadtgebie- 
ten haben. Die zu diesem Zweck benötigten Mit- 
tel werden rechtzeitig in den Haushalt der Ge- 
meinschaften in den Artikel für Untersuchungen 
und allgemeine Erhebungen mit Gemeinschafts- 
charakter eingesetzt. 

5. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kom- 
mission die obengenannten Untersuchungen vor 


dem (3 Jahre nach Bekanntgabe der 

Entscheidung). Die Kommission legt dem Rat 
einen Bericht über die Ergebnisse dieser Unter- 
suchungen vor, in dem dargelegt wird, welche 
Lehren hinsichtlich der Grundsätze und Mittel 
einer Abgeltung der Benutzung des Straßen- 
netzes in Stadtgebieten daraus zu ziehen sind.'' 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Allgemeine Bemerkungen 

Die Entscheidung Nr. 65/270/EWG des Rats vom 
13. Mai 1965 ^) überträgt den Mitgliedstaaten und 
der Kommission die Durchführung eines Erhebungs- 
und Untersuchungsprogramms, das den Organen der 
Gemeinschaft Beurteilungsfaktoren für die Gestal- 
tung einer Lösung für die Zurechnung der Kosten 
der Verkehrswege und die Abgeltung ihrer Benut- 
zung an die Hand geben soll. Dieses Programm um- 
faßt die Durchführung 

— einer Erhebung über die Ausgaben des Jahres 
1966 für die Verkehrswege, 

— einer Musteruntersuchung, durch welche die An- 
wendungsbedingungen verschiedener Lösungen 
festgelegt werden sollen, die für die Abgeltung 
der Wegebenutzung in Betracht gezogen werden 
könnten, 

— von LJntersuchungen über Einzelfälle, um die Pro- 
bleme aufzuzeigen, die bei der Anwendung dieser 
Lösungen auftreten. 

Die Erhebung über die Ausgaben des Jahres 1966 
und die Musteruntersuchung, die von der Kommis- 
sion mit Unterstützung der französischen Regierung 
auf der Verkehrsachse Paris — Le Havre durchgeführt 
wurde, sind nahezu abgeschlossen. Da Artikel 4 Ab- 
satz 3 der Entscheidung Nr. 65/270/EWG ausdrücklich 
die Möglichkeit versieht, die Bestimmungen über die 
Untersuchungen über Einzelfälle unter Berücksichti- 
gung der Ergebnisse der Musteruntersuchung zu än- 
dern, ist nunmehr der Zeitpunkt gekommen, um zu 
prüfen, in welcher Weise der dritte Teil des obigen 
Programmes durchzuführen ist. 

Nach den Bestimmungen der genannten Entscheidung 
betreffen diese Untersuchungen drei Fälle: 

a) Verbindungen zwischen zwei Städten oder Wirt- 
schaftsgebieten (bzw. Wasserstraßen oder Was- 
serstraßenabschnitte im Falle der Binnenschiff- 
fahrt) ; 

b) ein Wegenetz in einem räumlich begrenzten Ge- 
biet; 

c) Straßennetze in Stadtgebieten. 

Die Musteruntersuchung erstreckte sich auf die bei- 
den ersten Fälle. Die Lehren, die daraus gezogen 
werden konnten, sind bedeutsam genug, daß man 
ohne Nachteil auf die Durchführung der entsprechen- 
den Einzeluntersuchungeil verzichten kann, die prak- 
tisch eine Wiederholung der Musteruntersuchung 
bedeuten würden. Die zu ihrer Durchführung be- 
nötigten Mittel ständen in keinem Verhältnis zu den 
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wenigen zusätzlichen Ergebnissen, die sie liefern 
könnten. 

Dagegen ist es notwendig, die Untersuchungen über 
die Straßennetze in den Stadtgebieten beizubehalten, 
die bei der Musteruntersuchung nicht im einzelnen 
berücksichtigt werden konnten. Die diesbezüglichen 
Probleme weisen jedoch Eigenarten auf, durch die 
sie sich eindeutig von den Problemen der Außerorts- 
straßen unterscheiden. Die Schlußfolgerungen, zu 
denen man für diese Verkehrswege kommt, können 
nicht ohne weiteres auf die städtischen Straßennetze 
übertragen werden. Außerdem wird die Unter- 
suchung des Problems der Abgeltung der Straßen- 
benutzung in Stadtgebieten immer dringender. Eine 
vernünftige Tarifpolitik auf diesem Gebiet ist als 
eines der Mittel zu betrachten, um einer Verschlech- 
terung der Verkehrsbedingungen in den großen 
Stadtgebieten entgegenzuwirken. Hierbei handelt es 
sich um ein Problem, von dessen Lösung zu einem 
großen Teil die harmonische Entwicklung der moder- 
nen Gesellschaft abhängt, die ihre wesentliche Aus- 
drucksform in der Stadt findet. 

Auf Grund dieser Argumente wird vorgeschlagen, 
die ursprünglich vorgesehenen Untersuchungen über 
die Stadtgebiete beizubehalten und ihre Durchfüh- 
rung den Mitgiiedstaaten zu übertragen. Eine Aus- 
nahme gilt für Luxemburg, wo die städtische Kon- 
zentration so beschaffen ist, daß eine derartige Un- 
tersuchung nicht gerechtfertigt ist. Im Gegensatz zu 
dem Vorgehen bei der Musteruntersuchung ist je- 
doch vorgesehen, daß diese Untersuchungen nicht 
nur als theoretische und methodologische Unter- 
suchungen aufgezogen werden, sondern daß sie auch 
der Gestaltung von Lösungsmodellen, welche die 
tatsächlichen Bedingungen für ihre praktische An- 
wendung berücksichtigen, und der Ausarbeitung der 
technischen Instrumente für ihre Verwirklichung die- 
nen sollen. Für diese Instrumente sind verschiedene 
Formeln denkbar: direkte Tarifierung des Verkehrs 
mit Hilfe von Elektronenzählern, wie sie bereits in 
Großbritannien entwickelt wurden; Abgeltung für 
die Parkraumbenutzung f Arbeitsplatzabgabe. Auf 
diese Weise stehen mit Abschluß der Untersuchun- 
gen die Faktoren zur Verfügung, die die Wahl einer 
auf die Eigenarten der verschiedenen Verhältnisse 
abgestimmten Politik der Abgeltung für die Benut- 
zung des Straßennetzes in Stadtgebieten sowie der 
Mittel zu ihrer Durchführung gestatten. 

Schließlich wird unterstrichen, daß die Bestimmun- 
gen der Artikel 1 und 5 der Entscheidung Nr. 65/270/ 
EWG weiterhin anwendbar sind. Diese Bestimmun- 
gen sehen vor, daß die Kommission die technische 
Koordinierung aller von den Mitgliedstaaten durch- 
zuführenden Arbeiten sichergestellt und daß sie bei 
ihren Arbeiten von einem Ausschuß von Regierungs- 
sachverständigen beraten wird. 
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IL Besondere Bemerkungen 

Artikel 1 

Dieser Artikel ersetzt Artikel 4 der Entscheidung 
Nr. 65/270/EWG, der die Bestimmungen über die 
Untersuchungen von Einzelfällen enthält und in- 
folgedessen aufzuheben ist. 

Absatz 1 

In diesem Absatz werden die Ziele der von allen 
Mitgliedstaaten, ausgenommen Luxemburg, durch- 
zuführenden Untersuchungen festgelegt. Diese Ziele 
sind in den vorstehenden allgemeinen Überlegungen 
im einzelnen erläutert. 

Absatz 2 

Dieser Absatz nennt die Kriterien für die Festlegung 
der zu untersuchenden Fälle sowie für ihre Aufteilung 
auf die Mitgliedstaaten. Durch die Berücksichtigung 
dieser Kriterien soll sichergestellt werden, daß die 
Untersuchungen sich auf eine Reihe sehr unterschied- 
licher Fälle erstrecken und auf diese Weise die oft 
sehr andersartigen Probleme der einzelnen Arten 
von Stadtgebieten geprüft werden. 

Unter dem Gesichtspunkt der Bevölkerungszahl 
könnten drei Arten von Stadtgebieten ausgewählt 
werden: mittlere Stadtgebiete mit 500 000 Einwoh- 
nern; größere Stadtgebiete mit ungefähr 1 Million 
Einwohnern; sehr große Stadtgebiete mit 2 Millionen 
Einwohnern und mehr. 

Das Kriterium der Ausdehnung des Stadtgebietes 
dient der Berücksichtigung der Bevölkerungs- und 
Beschäftigungsdichte, die einen erheblichen Einfluß 
auf die Benutzung des städtischen Straßennetzes 
haben. 

Die gleichen Überlegungen gelten für das Kriterium 
der Art der sozialen und wirtschaftlichen Funktionen 
des Stadtgebiets. 

Das letzte Kriterium, das sich auf das Vorhanden- 
sein von Eisenbahnnetzen für den Stadt- und Vor- 
stadtverkehr mit großer Beförderungskapazität be- 
zieht, ergibt sich aus der Feststellung, daß das Pro- 
blem der Benutzung der städtischen Verkehrswege 
anders gelagert ist, je nachdem, ob derartige Netze 
bestehen oder nicht. Es ist wichtig, den Einfluß 


dieses Faktors auf die Abgeltung der Benutzung des 
städtischen Straßennetzes herauszuarbeiten, ohne 
daß jedoch die auf den Eisenbahnnetzen anwend- 
baren Tarife untersucht werden müssen. 

Absatz 3 

Es muß vermieden werden, daß die den einzelnen 
Fällen gemeinsamen, allgemeinen Aspekte gleich- 
zeitig in mehreren Mitgliedstaaten untersucht wer- 
den. Dieser Absatz trägt diesem Wunsch nach Wirk- 
samkeit und Einschränkung der Ausgaben Rechnung. 

Absatz 4 

Die auf Grund dieser Entscheidung durchzuführen- 
den Untersuchungen sind sowohl für den Staat, der 
sie durchführt, als auch für alle Mitgliedstaaten von 
Interesse, da die einzelnen Fälle und Aufgaben 
auf sie aufgeteilt werden. Eine finanzielle Beteili- 
gung der Gemeinschaftsorgane ist somit gerecht- 
fertigt. 

Mit diesem Absatz soll ihre Gewährung vorgesehen 
werden. Eine auch nur annähernde Veranschlagung 
der Höhe dieser finanziellen Beteiligung ist jedoch 
zur Zeit nicht möglich. Sie hängt sowohl von der 
Kenntnis des Gesamtbetrags der durch die einzel- 
nen Untersuchungen entstandenen Unkosten ab als 
auch von dem Teil dieser Unkosten, den das Gemein- 
schaftsbudget tragen sollte. Diese beiden Faktoren 
können jedoch nur auf Grund einer genauen Fest- 
legung der Studien auf gaben und ihrer Verteilung 
auf die Länder geschätzt werden. 

Absatz 5 

Dieser Absatz betrifft die Übermittlung der Unter- 
suchungsergebnisse an die Kommission; für diese 
Übermittlung legt er einen neuen Zeitpunkt fest, der 
das Datum des 31. Dezember 1967 ersetzt. 

Zum Inhalt des Berichts, den die Kommission auf 
Grund dieser Ergebnisse erstellt, wird auf die Aus- 
führungen am Schluß der obigen allgemeinen Be- 
merkungen verwiesen. 

Artikel 2 
Kein Kommentar. 
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Vorschlag einer Entscheidung des Rats 
über die Anpassung der bilateralen Kontingente und der Zahl 
der Transitgenehmigungen für Beförderungen im Güterkraft- 
verkehr zwischen den Mitgliedstaaten 


DER RAT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der EurO' 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In seinem Beschluß vom 14. Dezember 1967 über 
bestimmte Maßnahmen auf dem Gebiet der gemein- 
samen Verkehrspolitik hat der Rat von der Erklä- 
rung der Kommission Kenntnis genommen, nach 
welcher diese vor dem 1. Juli 1971 Vorschläge be- 
treffend die Anpassung der bilateralen Kontingente 
für den Güterkraftverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten unter Berücksichtigung der Durchführung 
bestimmter Harmonisierungsmaßnahmen vorlegen 
wird. 

Das Inkrafttreten der Zollunion macht schon jetzt 
Maßnahmen erforderlich, die es vermeiden, daß die 
Mitgliedstaaten durch eine verschiedenartige Politik 
auf dem Gebiet der Kapazitätsregelung für den 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr Hemm- 
nisse für den innergemeinschaftlichen Handelsver- 
kehr bestehen lassen oder neu schaffen. 

Bis zum Inkraftreten einer Gemeinschaftsregelung 
ist es infolgedessen erforderlich, bestimmte vor- 
übergehende Maßnahmen auf diesem Gebiet zu er- 
greifen, die bis zum Inkrafttreten einer allgemeinen 
Gemeinschaftsregelung für den Zugang zum Markt 
im Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
anwendbar sind — 


HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Entscheidung gilt vom 1. Januar 1969 an bis 
zur Einführung einer allgemeinen Gemeinschafts- 
regelung für den Güterkraftverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten für Beförderungen im Güterkraft- 
verkehr aufgrund von Genehmigungen, die im Rah- 
men von Kontingenten erteilt werden, die zwischen 
den Mitgliedstaaten aufgrund von Abkommen über 
den Güterkraftverkehr eröffnet sind („bilaterale 
Kontingente"). 


Artikel 2 

1. Die bilateralen Kontingente im Sinne von Ar- 
tikel 1 werden binnen sechs Monaten nach Inkraft- 
treten dieser Entscheidung im Wege von Verhand- 
lungen zwischen den betreffenden Mitgliedstaaten 
dem Bedarf an Güterverkehr, insbesondere dem Be- 
darf an Güterkraftverkehr zwischen diesen Staaten 
angepaßt. 

2. Vom Jahre 1970 an werden diese Kontingente 
von den betreffenden Mitgliedstaaten jährlich über- 
prüft, die hierbei die Auswirkungen des Gemein- 
schaftskontingents aufgrund der Verordnung des 
Rats Nr. . . . vom . . . und den Bedarf an Güterver- 
kehr, insbesondere dem Bedarf an Güterkraftver- 
kehr berücksichtigen. 

3. Die Mitgliedstaaten, deren Hoheitsgebiet im 
Transit von Beförderungen berührt wird, die unter 
bilaterale Kontingente fallen, nehmen an den in 
Absatz 1 vorgesehenen Verhandlungen teil, wenn 
der Transitverkehr kontingentiert ist. 

Das gleiche gilt für die Verhandlungen nach Ab- 
satz 2. 

4. Bei Verkehrsverbindungen, für die es keine 
bilateralen Kontingente gibt, bei denen der Transit- 
verkehr in dem Mitgliedstaat, dessen Hoheitsgebiet 
vom Transitverkehr berührt wird, jedoch mengen- 
mäßigen Beschränkungen unterliegt, wird die Zahl 
der Transitgenehmigungen binnen sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieser Entscheidung im Wege 
von Verhandlungen zwischen diesem Mitgliedstaat 
und dem Mitgliedstaat, von dem der Transitver- 
kehr ausgeht, dem Bedarf an Güterverkehr, insbe- 
sondere dem Bedarf an Güterkraftverkehr ange- 
paßt. 

Vom Jahre 1970 an wird die Zahl der Transit- 
genehmigungen von den betreffenden Mitglied- 
staaten jährlich überprüft, die hierbei die Auswir- 
kungen des Gemeinschaftskontingents und den Be- 
darf an Güterverkehr, insbesondere den Bedarf an 
Güterkraftverkehr berücksichtigen. 

5. Die im Rahmen der bilateralen Kontingente 
erteilten Genehmigungen gelten für die Gesamt- 
strecke, einschließlich der Transitstrecke. 

Artikel 3 

1. Die Kommission nimmt an den in Artikel 2 
genannten Verhandlungen beratend teil. Sie kann 
den betreffenden Mitgliedstaaten Vorschläge vor- 
legen, die eine Einigung ermöglichen. 
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Die Mitgliedstaaten erteilen der Kommission zu Schwierigkeiten und laßt gegebenenfalls mit quali- 
diesem Zweck die nötigen Auskünfte. fizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission 

die erforderlichen Beschlüsse. 

2. Führen die Verhandlungen in den in Artikel 2 
Absatz 1, Absatz 3 Unterabsatz 1 und Absatz 4 Un- 
terabsatz 1 genannten Fällen binnen der vorgesehe- A r t i k (W 4 

nen Frist nicht zur Festlegung des Umfangs der 

bilateralen Kontingente oder der Zahl der Transit- Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten 
genehmigungen, so prüft der Rat die aufgetretenen gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Allgemeine Erwägungen 

1. Am 9. März 1965 hat sich der Rat grundsätzlich 
über den Wortlaut einer Verordnung über die Bil- 
dung eines Gemeinschaftskontingents und die An- 
passung der bilateralen Kontingente für den Güter- 
kraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten geeinigt. 

Die Bestimmungen der Artikel 6 und 7 dieses Ver- 
ordnungsentwurfs sehen im wesentlichen vor, daß 
die bilateralen Kontingente und die Zahl. der Tran- 
sitgenehmigungen dem Bedarf an Güterverkehr, 
insbesondere dem Bedarf an Güterkraftverkehr, im 
Wege von Verhandlungen zwischen den betreffen- 
den Mitgliedstaaten angepaßt werden. 

Die Kommission soll an diesen Verhandlungen be- 
ratend teilnehmen. Sie kann den betreffenden Mit- 
gliedstaaten Vorschläge vorlegen, die eine Einigung 
ermöglichen. Zu diesem Zweck erteilen die Mitglied- 
staaten der Kommission die nötigen Ausküntfe. 

Kommt eine Einigung zwischen den betroffenen 
Mitgliedstaaten nicht zustande, so prüft der Rat die 
aufgetretenen Schwierigkeiten und faßt gegebenen- 
falls mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission die erforderlichen Beschlüsse. 

Auf derselben Sitzung vom 9. März 1965 ist der Rat 
übereingekommen, daß noch vor Inkrafttreten 
der Verordnung die Anpassung der bilateralen Kon- 
tingente und der Zahl der Transitgenehmigungen 
vorbereitet werden soll. 

2. In seinem Beschluß vom 14. Dezember 1967 hat 
der Rat die Frage der Anpassung der bilateralen 
Kontingente abgetrennt. Er hat sich darauf geeinigt, 
die Verordnung über die Bildung eines Gemein- 
schaftskontingents vor dem 1. Juli 1968 anzuneh- 
men und hat dabei die Erklärung der Kommission 
zur Kenntnis genommen, ihm bis zum 1, Januar 1971 
Vorschläge für die Anpassung der bilateralen Kon- 
tingente vorzulegen. 

3. Infolge des Fehlens ergänzender, vom Rat ange- 
nommener Bestimmungen würden also die Beförde- 


rungen im Güterkraftverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten bis zur Annahme einer Gemeinschaftsrege- 
lung, abgesehen von den Beförderungen im Rah- 
men des Gemeinschaftskontingents, allein auf der 
Grundlage von Abkommen zwischen den beteiligten 
Mitgliedstaaten geregelt. Der Inhalt dieser bilate- 
ralen Abkommen kann zwischen den Mitgliedstaa- 
ten stark voneinander abweichen, da die Gemein- 
schaftsinstanzen keinerlei Möglichkeit zur Harmoni- 
sierung der Vorschriften dieser Abkommen haben. 
Die Kommission ist der Auffassung, daß eine solche 
Lage, wie sich aus den Schwierigkeiten bei der An- 
passung der bilateralen Kontingente zwischen be- 
stimmten Mitgliedstaaten gezeigt hat, nicht nur die 
Verwirklichung der gemeinsamen Verkehrspolitik 
beeinträchtigt, sondern darüber hinaus ein Hinder- 
nis für die Verwirklichung des allgemeinen gemein- 
samen Marktes darstellen kann. 

Die Einschränkungen, die in den Güterkraftverkehrs- 
beziehungen zwischen bestimmten Mitgliedstaaten 
noch bestehen, können tatsächlich die Entwicklung 
des Handelsverkehrs behindern und den Maß- 
nahmen entgegenwirken, die die vollständige Ver- 
wirklichung der Zollunion vom 1. Juli 1968 an zum 
Ziel haben. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß sich dring- 
liche Maßnahmen als unerläßlich erweisen. Bis zur 
Annahme einer Gemeinschaftsregelung auf diesem 
Gebiet sollen diese Maßnahmen es ermöglichen, auf 
Gemeinschaftsebene Lösungen für die Schwierig- 
keiten zu finden, die sich bei den bilateralen oder 
multilateralen Verhandlungen zwischen den Mit- 
gliedstaaten auf dem Gebiet des Güterkraftverkehrs 
ergeben können. 

In diesem Zusammenhang vertritt die Kommission 
den Standpunkt, daß die Lösung, über die sich der 
Rat bereits in seiner Sitzung vom 9. März 1965 ge- 
einigt hat und die bisher nur von einigen Mitglied- 
Staaten angewandt worden ist, eine brauchbare 
Grundlage für ein Gemeinschaftsverfahren zur An- 
passung der bilateralen Kontingente für den Güter- 
kraftverkehr darstellen kann. 
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